
Bundessozialgericht
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in dem Rechtssheh
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Kläger und Revisionsbeklagter,

8 6 8 9 n

0000000|.............eloo............o'ooooocoooootooo■oooco

Beklagte und Revisionsklägerin.

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts am 25. Oktober

198“ ohne mündliche Verhandlung

beschlossen:

Dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften werden zur

Vorabentscheidung folgende Fragen Vorgelegt:

1. Bedeutet die in Artikel 71 Abs 1 Buchst a) ii) der Ver-
ordnung (EWG) Nr 1ÄOB/71 festgelegte Zuständigkeit des

Trägers des Wohnortes für Leistungen an Grenzgänger bei
voliarbeitSIOSigkeit; daß der Leistungsanspruch gegen den

zuständigen Träger des Beschäftigungsstaates ausge—

schlossen ist, auch wenn nach dessen Rechtsvorschriften

der Anspruch trotz ausländischen Wohnortes besteht, ins-

besondere weil der arbeitslose Grenzgänger sich der Ar-
-.
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-2;

beitsvermittlung des Beschäftigungsstaates zur Verfügung

stellt?

Bei Bejahung der FFägeq1:

a) Gilt die adsäéhlie311cheZuständigkeitdesTrägers
des Wohnortes„nacH-Art 71 Abs 1 Buchst a) ii) der

Verordnung (EWG) ■r 1H08/71 auch dann, wenn der.

Grenzgänger

Ibislang immer nur in dem Beschäftigungsstaat{

dessen Angehöriger er ist, gearbeitet und bis vor

wenigen Jährén auch dort gewohnt hat,

eé"äm Beschäftigungsort ein Büro unterhält, von dem

er sowohl seine Arbeithehmértätigkeit als während

der Arbeitslosigkeit auch die nur äuf den BeSchäf—

tigung33taat beschränkte Arbeitsenche bétréiht‚l

er im ZüSammehhängmit dem Büro eine Schlafmög;

lichkeit besitzt, die er während der Beschäftigung

fé3éiääßié"eini‘bishtweimäiiQöéheh£11ch benutzt;

während der Arbeitssüche Sogar noch häufiger; '"

er über Anfragen von Kunden oder des Arbeitsamtes

bei Abwe3ehhei■ vom Büro durch eine Mittelsperson

fernmündlich unterrichtet wird,

er schließlich sowohl von der gren2nah gelegenen

Wohnungals auch von demBüro abs seine berüflichen

und privätén Kontakte ausschließlich im Beschäfti-

gungsstaat pflegt, sich dort auch sein gesamter

Freundes- und-Bekanntenkreis befindet?
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b) Kommt für einen derartigen "untypischen" Grenzgänger

eine entsprechende Anwendung des Artikel 71 Abs 1

Buchst b) i) der Verordnung (EWG) Nr 1H08/71 in Be—

tracht?
'

G r ü n d e :

Der Kläger wendet sich gegen die Verweigerung von Arbeitslosen-

geld durch die Beklagte.

Der 1930 geborene Kläger ist deutscher Staatsangehöriger. Er war
vom

1. November 1975 bis zum 30. September 1979 als angestell- '

ter Provisionsvertreter (Fachberater für Einbauküchen) für die

V. ' ' ' ' KG, W. "
, (V. ‘ KG) im Bereich

A. tätig. Während dieser Beschäftigung führte die Arbeitge—

berin für ihn an die zuständigen Stellen in der Bundesrepublik

Deutschland ua Beiträge zur Arbeitslosenversicherung und Steuern

ab.

Am 19. November 1976 verzog der Kläger, der bis dahin in der

Bundesrepublik Deutschland gewohnt hatte, mit seiner Ehefrau nach

E. (L.“ " ), "
, in B. ' . Auf diese Weise

konnten seine Kinder, die ein belgisches Internat besuchten,

nunmehr täglich von der elterlichen Wohnung aus mit dem Schulbus

zum Unterricht fahren. Der für Eltern und Kinder entsprechend
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ausgestattete Haushalt wurde von der Ehefrau des Klägers geführt.

Gleichzeitig mit dem Umzug meldeten sich der Kläger und seine

Ehefrau in der Bundesrepublik Deutschland polizeilich ab und in

Belgien'an.

Seit Ende 1976 hatte der Kläger ein "Büro" in der Wohnung seiner

schwiegermutter in A.4 ” ‚""h "1 “"
,

inne. Es handelte

sich dabei um ein Zimmer, das mit Schreibtisch, zwei Sesseln,

einem Schreibmaschinéntisch mit Schreibmaschine und einem Roll-

schrank ausge3tattet war; Ebenso standen für den Kläger in der

genannten Wohnung eine Schlafcouch und ein Fremdenbett zur Be-

nutzung bereit. Von dieser Schlafmöglichkeit machte der Kläger

während seiner Beschäftigung in aller Regel etwa ein- bis zweimal

pro WocheGebrauch; und zwar meistens dann, wenn er abends so
iähéé mit Arbeiten bééthäftigtmééwééén'wär; däé er den umein Uhr
nachts séhließendén, seiner belgischen Wohnungnächstgelegenen

Grenzübergang nicht mehr benutzen konnte. sonst hätte er einen

vielkilometrigen Umweg zu
einem nachts geöffneten Örénzübergang

machen müssen; Naeh Eintritt Seiner"ArbeitsioSigkeit übernachtete

der Kläger noch häufiger in seiner Air %,”w Unterkunft. Der Klä-‘

ger konnte das Telefon seiner Schwiegermutter mitbehutzen, wofür

er eine entsprechende Vergütung zahlte} Über dieses Telefon war,

er stets erreichbar, auch dann, wenn er sich gerade nicht inyil

A. aufhielt. Im Falle seiner Abwesenheit wurde er über et—

waige Vorkommnisse von seiner Schwiegermutter laufend fernmünd-
" „..: ‚_ ..

lich informierti■■

Um die für seine Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland
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erforderliche Reisegewerbekarte weiterhin erhalten zu können und

um steuer- und arbeitsrechtlichen Problemen aus dem Wege zu

gehen, meldete der Kläger Sich selbst am 20. Dezember 1977 und

seine Ehefrau etwa drei Wochen später unter der A.Vr Adresse

seiner Schwiegermutter polizeilich an. Beide blieben in Belgien

gemeldet und veränderten auch die dortigen Wohnverhältnisse

nicht.‘

Nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses bei der V. -

KGmeldete sich der Kläger nicht bei demLandesamt für Ar-
beitsbeschaffüng

- Regionales Arbeitélosenamt
— in D. /Belgien

arbeitslos und beantragte dort auch keine Leistungen. Seine Ar-

beitslosmeldung erfolgte vielmehr
am 3. Oktober 1979 beim‘

Arbeitsamt A. , welches seinen Antrag auf Gewährung von

Arbeitslosengeld durch Bescheid 90m 17. Dezember 1979 ablehnte,

weil der Kläger in der Bundesrepublik Deutschland weder einen

Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt habe. Der

Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid der

Beklagten vom 7. Februar 1980)1hmf W‘““

Der Kläger erhielt am 23. Januar 1980 von der belgischen Melde—

behörde eine Abmeldebeécheinigung‚ ohne im Melderegister ge-

strichen zu werden. Dabei wurde seine belgische Immatrikula-

tionsbescheinigung eingezogen. Am 1. Mai 1980 nahm der Kläger

eine neue Beschäftigung auf.“

Das vom Kläger angerufene Sozialgericht (SG) A. hat die Klage

mit Urteil vom 8. Dezember 1980 abgewiesen. Auf die Berufung des
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Klägers hat das Landessozialgericht (LSG) für das Land Nord-

rhein-Westfalen das Urteil des SG abgeändert und die Beklagte

unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide antragsgemäß verur-

teilt, dem Kläger Arbeitslosengeld für die Zeit ab 3. Oktober

1979 in gesetzlicher Höhe zu
gewähren (Urteil vom 15. Dezember

1982). Zur Begründung hat das LSG ausgeführt, daß der Kläger die

Voraussetzungen des S 100 Abs 1 des Arbéitsfördéruhgsgééét2esM

(AFG) für den mit seiner Antragstellung am 3. Oktober 1979.

entstandenen Anspruch auf Arbeits103engeld erfülle. Insbesondere

habe er der Arbeitswermittlung zur Verfügung gestanden. Er habe

zwar seinen Wohnsitz in Belgien gehabt. Angesichts der tatsäch-

lichen Umstände sowohl während seiner Beschäftigung als auch nach

Eintritt seiner ArbeitSIOSigkeit sei nicht zweifelhaft, daß der

Kläger jedenfalls seinen gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundes-

republik Deutschland besessen habe undeeshalb nach deutschem-

Recht auch der Anspruch auf Leistungen wegen Arbeitslosigkeit

gegen die Beklagte begründet sei (5 30 Abs 1 des Sozialgesetz-

buches - Allgemeiner Teil
- -SGB I—). Der Kläger habe nieht nur

seinen gesamten Arbeitstag in A. und Umgebungverbracht, ‘

sondern sich in dem ihm in der Wohnung seiner Schwiegermutter zur

Verfügung stehenden, nicht nur zu Beschäftigungszwecken möblier-

ten Raumauch darüber hinaus aufgehalten. Ferner habe er dort

Arbeiten verrichtet, die der eigentlichen Beschäftigung voraus-

gingen oder nachfolgten, habe das Angehörigenverhältnis zu seiner

Schwiegermutter und später auch zu seinem Sohn gepflegt, der seit

Mitte 1979 ganz in A.l_ ‘ gewohnt habe. Von seiner Unterkunft in

A. habe er nach Eintritt der Arbeitslosigkeit auch die

Stellensuche betrieben, die Freizeit gestaltet und Kundenkontakte
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vorsorglich aufrechterhalten. Insoweit sei sein Aufenthalt nicht

nur arbeitsplatzbedingt, sondern von der Absicht getragen ge-

wesen, mit seinem persönlichen Alltag generell in den Grenzen und

Verhältnissen der Bundesrepublik Deutschland zu wurzeln. Der

Kläger habesich stets nur ih der BundeSrepublikDeutschland,
seinem Heimatland, Zu Hause gefühlt, nur hier seine Berufstätig-

keit ausgeübt und - nach Eintritt der Arbeitslosigkeit — eine

neue angestrebt. Auch habe er seinen gesamten Freundes— und Be-

kanntenkreis, also das den gewöhnlichen Aufenthalt charakteri—

sierende personelle Umfeld‚flediglich im Inland gehabt.

Dem inländischen Anspruch des Klägers stehe nicht das Recht der

Europäischen Gemein8chaft (EG) entgegen. Zwar hätten dem Kläger

nach Art 71 Abs 1 Buchst a) ii) der Verordnung Nr 1408/71 des

Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Anwendung

der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selb-

ständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Ge—

meinschaft zu— und abwandernv(EWth1ÄOS/71) vom
1“,

Juni 1971

(ABl Nr L 1M9/2, berichtigt ABl EG 1973 Nr L 128/22, idF des An—

hanges I der EWGV 2001/83 vom 2. Juni 1983, ABl EG Nr L 230/8),

Leistungen wegen Arbeitslosigkeit gegen den belgi$chen”Versiche-

rungsträger zugestanden. Dieser BeStimmung lasse sich Jedoch

- jedenfalls für Fälle der Gorliegenden Art - eine die Anwendung

nationalen Rechts ausschließende Kompetenzrégelung nicht ent-

nehmen. Denn sie solle in erster Linie der Benachteiligung von

Grenzgängern entgegehwirkeni

Mit ihrer Revision gegen das Urteil des LSG rügt die Beklagte
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sowohl die Verletzung innerstaatlichen Rechts wie der oa Vor-

schriften der EG. Sie führt hierzu insbesondere aus: Art 71 Abs 1

Buchst a) ii) EWGV1ü08/71 stehe einer Gewährung vön Arbeits-
ldsengeld entgegen. Denn diese Vorschrift Verweise Grenzgänger im

Falle der ArbeitSlosigkeit auf die Leistungen ihres Wohnsitz—

staates und räume ihnen - anders als den von Art 71 Abs 1.„„

Buchét'b) EWGV1u08/71'erfaßténPersonen- kein Wahlrechtim
Hinblick auf Leistungen des Beschäftigungsstaates ein. Dem Frei-

zügigkeitsprinzip werde dadurch Rechnung getragen, daß auch dem

Grenzgänger die Möglichkeit des Art 69 EWGV1168/71 Offenstehe.

Im übrigen verfolge Art 71 Abs 1 Buchst a) ii) EWGV1408/71 das

Ziel, eine mißbräuchliche Inanspruchnahme von Leistungen in

hehreren Staaten zu verhindernl'

Der Prozeßantrag der Beklagten richtet sich deshalb auf Klage-

abweisung.

Der Kläger ist durch einen Prozeßbevollmächtigten im Revisions-

verfahren nicht vertreten. Dies ist für die Wahrung seines Kla-

geanspruchs prozessual unschädlich.

II

Der Senat ruft den Europäischen Gerichtshof (EuGH) zur Vorabent-

scheidung über die Auslegung von Art 71 Abs 1 Buchst 8) ii) und

b) i) der EWGV1u08/71 an._

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Revision der Beklagten ist zulässig. Auf der Grundlage

des innerstaatlichen Rechts ist sie jedoch nicht begründet

und müßte zurückgewiesen werden. Nach Auffassung des Senats

erfüllt der Kläger für den streitigen Zeitraum alle Voraus-

setzungen für den gegen den zuständigen deutschen Träger

geltend gemachten Anspruch auf ArbeitSldsengeld nach

deutschem Recht (55 100 ff AFG). Er stand insbesondere der
Arbeitsvérmittlung durch den deutschen Versicherungsträgér

zur Verfügung (5 103 AFG); 5 30 Abs 1 SGB 1 steht dem An—

spruch nicht entgegen. 0er Senat teilt insoweit die Auf;

fassung des LSG} Grundlage hierfür bleiben ungeachtet der

Angriffe der Beklagten hiergegen die Feststellungen des LSG

über die relevanten Arbeits—, Lebens- und Aufenthaltsver-

hältnisse des Klägers; '

Dem Klageanspruch aus 55 100 ff AFG könnte folglich nur eine

anderweitige Regelung aus vorrangig beachtlichen Rechtsnormen

entgegenstehen, insbesondere solchen des Gemeinschaftsrechts.

a) Eine Entscheidung über die hier anwendbaren Vorschriften

ist nach Auffassung des SénatS allerdings nicht durch“.

Art 13 EWGV1NO8/71getroffen worden. NachAbs 1 Satz 1
dieser Bestimmung unterliegen Personen, für die diese

Verordnung gilt, grundsätzlich den Rechtsvorschrifteh nur

eines Mitgliedstaates. Der Kläger gehört zu dem genannten

Personenkreis, da er als Arbeitnehmer iS des Art 1

Buchst a) EWGV1408/71 von dem sozialen Sicherungssystem

der Bundesrepublik Deutschland jedenfalls hinsichtlich
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_10.

seiner Versicherungspflicht erfaßt werden ist und zudem

deutscher Staatsangehöriger ist (Art 2 Abs 1 EWGV

1u08/71); WelcheRéchtsvorschriften
nach Art 13 Abs 1

EWGV1uo8/71 für den Kläger maßgebendsind, bestimmt sich
nach den Vorschriften des Titels II, dh den Art 13 bis 17

der Verordnung (5 13 Abs 1 Satz 2 EWGVH1u08/7l).u■ .“

Nach Art 13 Abs 2 BuchSt a) EWGV1H08/71 unterliegt eine

Person, die ivaebi t eines Mitgliedstaates im Lohn—oder

Gehaltsverhältnis beschäftigt iSt, den Rechtsvorschriften

dieses Staates, und zwar auch dann, Qenn sie im Gebiet

eines anderen Mitgliedstaates Wohnt. Damit wird der Klä-V

ger zwar in Übereinstimmung mit deutschem Recht (5 1733

AFG, 5 3 Nr 1 Sozialgesetzbuch
—Gemeinsamevorschriften

für die sozia1versie■eäuhg-
iscs IV;) füf'die Zeit

seiner Beschäftigung bei der V.
_

WKGdemdeutschen

Sozial- und Arbeitslosénversicherungssystem zugeordnet.

Dem ist jedoch nicht
zu

entnehnen; daß sich auch im Falle

seiner Arbeitslosigkeit die Leistungen nach demdeutschen

Recht (5 100 AFG)richten. Art 13 EWGV1u08/71 soll nach

der Begründung der EG-Kommission zu ihrem Verordnungs-

vorschläg nur den Grundsatz aufstellen, daß die Arbeit—

nehmer, für welche die Verordnung gilt, nach den Rechts-

vorschriften nur eines Mitgliedstaates pflichtversichert

sein können (Uhterrichtung der gesetzgebenden Körper-

schaften gem Art 2 des Gesetzes zu
den Gründungsverträgen

der EG - hier: Sozialpolitik in der EWG-, BT-Drucks

V/197, S 35).
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b)

-11_

Der Senat hat schon in seiner Vorlage an den EuGH vom

18. Februar 1982 - 7 RAr 93/80 -‚
die allerdings wegen

Rücknahme der Revision
zu keiner Entscheidung des EuGH

geführt hat (vgl EuGH- Rechtssache 106/82 -)‚ die Auf-

fassung vertreten, daß Art 13 EWGV1H08/71 keine ab-

schließende Aussage über Leistungsansprüche für Arbeit-

nehmer enthält, dies vielmehr den besonderen Vorschriften

für die einzelnen Leistungsgebiete zu entnehmen ist, die

den Titel 111bilden. Er sieht sich hierin durch das Ur;
teil des EuGH vom 27. Mai 1982 — Rechtssache 227/81 —

(SozR 6050 Art 71 EWGV1H08/71 Nr 6 : EuGHE 1982, 1991,

2002 ff) bestätigtré‘ . 1‚„ ‚„ _„ „ m„ „„, „

Die Regelung der Leistungen für den Fall der Arbeits-

loSigkeit sind in Titel III Kapitel 6 EWGV 1M08/71 ent—

halten. Einschlägig im vorliegenden sind die Bestimmungen

des Art 71. Diese Vorschrift berührt offensichtlich die

Anwendbarkeit des jeweiligen innerstaatliohen Rechts; '

denn sie schafft zwar eigene materielle Anspruchsgrund-

lagen, bestimmt dabei Jedoch zugleich, welcher inner-

staatliche Träger die Leistungen nach welchen Rechtsver-

schriften zu gewähren hätlxwu■k

Der Kläger gehört Zu dem von Art 71 EWGV1ü08/71 erfaßten

Personenkreis. Während seiner Beschäftigung bei der V. —

KG war er nach Art 13 Abs 2 Buchst a) EWGV1N08/71

iVm 5 173a AFG, 5 3 Nr 1 SGB IV in der Bundesrepublik

Deutschland beitragspflichtig. Insoweit war die Beklagte
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der zuständige Träger, da der Kläger gegen sie im Falle

von Arbeitslosigkeit einen Anspruch auf Leistungen gehabt

hat bzw hätte. wenn er in der Bundesrepublik Deutschland,

wo die Beklagte ihren Sitz hat. wohnte (Art 1 Büéhst °)„4

ii) EWGV1HDB/71).Damit ist die Bundesrepublik Deutsch-

land auch als zuständiger Staat 13 von Art 71 Abs 1 EWGV

1H08/71 anzusehen (Art 1 Buchst q) EWGV1ü08/71). Weil

dort aufgrund der Beschäftigung des Klägers die Arbeits-

losénversicherüng erfolgte, kann die Bundesrepublik‘.;

Deutschland hier auch als "Beschäftigungsstaat" bezeich-

net werden (BSG Urteil vom 20. März 198“ - 7 RAr

Die Anwendung des Art 71 EWGV 1HO8/71 setzt ferner vor-

aus, daß der Kläger in einem ande?en Mitgliedstaat

wohnte. Dieser "Wohnortsstäat" darf während der zuletzt

Vor der Arbeitslosigkeit ausgeübtén Beschäftigung nicht

mit dem "Beschäftigüngsstäät" identisch gewesenSein (30

BSGUrteil vom20. März 198u- 7 RAr 69/82 - unter Hin—
weis auf EuGH SozR 6050 Art 71 Nrn 2, 3 und 6 : EuGHE

1977,315ff; 2311ff; 1982,1991ff). "Wohnort"ist nach
der Definition des Art 1 Buchst h) EWGV'1HOS/71der Ort'

des gewöhnlichen Aufenthalts. Dieser ist von dem vor-

übergehenden Aufenthalt iS von Art 1 Buchst i) EWGV

1H08/71 zu unterscheiden. Der Begriff des Wohnorts ist

damit nicht ohne weiteres dem des gewöhnlichen Aufent-

halts iS von 5 30 Abs 3 Satz 2 SGB I gleichzusetzen.

Vielmehr kommt ihm eine eigenständige Bedeutung zu, die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_13-'

sich auch aus der überstaatlichen Rechtsnatur der EWGV

1M08/71 ergibt.

Bereits in seinem Urteil vom 12. Juli 1973 - 13/73 -

(SozRNr 3 zu Art 12EWG—VONr 3 vom25. September
1958 : EuGHE1973, 935, 950) hat der EuGHdarauf hinge—
wiesen, daß bei der Ermittlung des Wohnortes auch außer-

berufliche Faktoren zu berücksichtigen seien. Die für

einen gewöhnlichen Aufenthalt erforderliche Dauerhaftig-

keit könne danach in demVorhandensein eines Wohnsitzes

gesehen werden, zumal wenn dieser im Hoheitsgebiet des

Mitgliedstaates liege, dessen Staatsangehörigkeit der

Arbeitnehmer besitze und der für ihn den Mittelpunkt

seiner Interessen bilde. In seiner Entscheidung vom

17. Februar 1977 - 76/76 - (SozR 6050 Art 71 Nr 2 :
EuGHE1977, 315, 325) hat der EuGHdann den Begriff des

Wohnortes wie folgt näher eingegrenzt: Wohnortsstaat iS

des Art 71 Abs 1 EWGV1u08/71 sei nur'derjen13e Mit-
gliedstaat, in dem der Arbeitnehmer, obgleich in einem

anderen Mitgliedstaat beschäftigt, weiterhin gewöhnlich

wohne und in dem sich auch der gewöhnliche Mittelpunkt

seiner Interessen befinde. In diesem Zusammenhang sei der

Umstand, daß der Arbeitnehmer seine Familie in dem ge-

nannten Staat zurückgelassen habe, ein Indiz dafür, daß

er dort seinen Wohnort beibehalten habe; dies könne aber

allein nicht genügen. Verfügé nämlich ein Arbeitnehmer in

einem Mitgliedstaat über einen festen Arbeitsplatz, so

werde vermutet, daß er dort wohne, auch wenn er seine
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Familie in einem anderen Staat zurückgelassen habe. Es

seien daher nicht nur die familiären Verhältnisse des

Arbeitnehmers zu berücksichtigen, sondern auch die

Gründe, die ihn zu der Abwanderung bewogen hätten, sowie

die Art seiner Tätigkeit.,

Diesen Auslegungskritérien dürfte zu entnehmen sein, daß

für einen Arbeitnehmer nicht zwei oder mehr Wohnorte in

verschiedenen Mitgliedstaaten bestehen können. Darauf

deutet bereits der Hinweis in demUrteil des EuGHvom ’

17. Februar 1977 - 76776 —hin, daß der Wohnortsbegriff

einen nicht gewöhnlichen (also vorübergehenden) Aufent-

halt in einem anderen Mitgliedstaat nicht zwangsläufig

ausschließe. Auch die Verwendung des Begriffes "gewöhn-

licher Mittelpunkt der Interessen“ spricht für diesel

Auffassung; da ein Mittelpunkt im Grunde nur an einem Ort

liegen kann. Entscheidend aber ist, daß die Anknüpfung an

den Wohnort zur Abgreniung gegenüber dem Beschäftigungs—

ort dient (vgl EuGHSozR Nr 3 zu Art 12 EWG-VONr 3 vom

25. September 1958 : EuGHE 1973, 935, 950). Denn die

Anwendungsproblématik sei Art 71 Abs 1 EWGV1u08/71 re-
duziert sich praktisch auf die Frage, ob der Arbeitnehmer

im Beschäftigungsstaat wohnt oder in einem anderen Staat.

Im erstgenannten Fall bestündé kein Bedürfnis für eine

europärechtliche Regelung, da dem ArbeitsloSen die Lei—

stungen nach dem Recht des Beschäftigungsstaates ohne

weiteres offenstünden. Die Möglichkeit eines gleichzei-

tigen gewöhnlichen Aufenthalts in beiden Mitgliedstaaten
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widerspräche daher der terminologischen Systematik dieser

Bestimmung„

Die Anwendung des Art 71 Abs 1 EWGV 1408/71 hängt im

vorliegenden Fall also davon ab, ob der Kläger während

seiner Tätigkeit bei der Firma V, KG in Belgien oder

in der Bundesrepublik Deutschland gewohnt hat.

Nach der dargestellten Recht3prechung des EuGHsind so—'

wohl der Aufenthalt der Familie als auch die lnnehabühg

einer festen Beschäftigung widhtige Merkmale für die Be-

stimmungdes Wohnortes‘desArbeitnehmers}Diese beiden.
Bezügspunkte fallen gerade bei einem Grenzgänger von
vornherein auseinander. Darunter ist nämlich nach Art 1

Buchst b) EWGV 1408/71 jeder Arbeitnehmer zu herstehen‚

der seine Berufstätigkeit ivaebiet eines Mitgliedstaates

ausübt und im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnt,

in das er in der Regel täglich; minde$téns aber einmalm

wö0hentlich zurückkéhrt. Der Wohnortsstaat wird insoweit

typischerweise dadurch als Solcher gekennzeichnet, daß

der Arbeitnehmer entsprechend häufig seine Familien-J“

wohnung aufsucht„ Zudem geht der Verordnungsgéber er;

sichtlich davon
aus, daß der Béschäftigungsstaat nicht

bereits dadurch zu
einem ÜohnortSStaat wird, daß sich der

Arbeitnehmer dort zum Zwecke der Berufsausübung aufhält,

auch wenn er mehrmals in der Wöbhe dort übernaChtet‚‘

Der Kläger erfüllte während seiner Beschäftigung bei der
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Firma V. KG die äußeren Merkmale eines Grenzgängers

in dem vorgenannten Sinne, da er, wie sich aus dem Zu-

sammenhang der Feststellungen des LSG ergibt, nur ein-

biS iweimäl in der Woche in A.l"
,

ansonsten aber bei

seiner Familie in E.. ” é/Belgien übernachtet hat, wo er

eine entsprechend ausgestattete Wohnunginnehatte. Es”

fällt jedoch schwer, ihn als typischen Grenzgänger ah-

zusehen. Der
- deutsche - Kläger hat zusammenmit seiner

deutschen Ehefrau seinen Wohnsitz von der
Bundesrepublik

Deutschland nach Belgien ausschließlich aus be30nderen
familiären Gründen verlegt, ohne seine Beschäftigung bei

der V. ‘ KG eis Prowisionsvertreter im Bereich A. '

aufzugeben. Es handelte sich dabei also nicht um einen

"Arbeitskraftenportä, sondern söäüsagen um einen "Woh—

nungsexport"; Damit ent3pricht der klager nicht dem ty-

pischen Bild eines Grén2gähgérs, der von seinem Wohnéi

ortsstaat aus einer Tätigkeit im benachbarten Ausland

nachgeht. Gleichwohl wird daß daraus nicht folgern‘

können, daß der Kläger überhaupt kein Grenzgänger iS von

Art 1 Buchst b) Ewav'1uoBi71war (Hennig/Kühl/Heuer, AFG,

Komm198u;AnhangV)1‚‘Aét 71 EWGV1uoe/71;‘Ana3b). N°
Immerhin hat er in E,“ eine gemeinsame Wohnung

schaffen wollen und geschaffen, wo auch seine bis dahin

in einem belgiéchen Internat wohnéndéh Kinder nunmehr

zusammen mit ihm und seiner Ehefrau leben konnten.

Jedenfalls kann trotz der vom LSG festgestellten starken

Beziehungen des Klägers zum A. Raum nicht ange-

nommen werden, daß er — wenn überhaupt — dort seinen
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alleinigen Wohnort gehabt habe.

Da der Kläger somit während seiner Beschäftigung in der

Bundesrepublik Deutschland seinen Wohnort 18 des EG-

Rechts in Belgien gehabt hat, unterfällt er der Regelung

des Art 71 Abs 1 EWGV1Mo8/71.Es handelt sich bei ihm um
einen — echten -

Grenzgänger; so daß für den hier vor-

liegenden Fall seiner Vollarbeitslosigkeit Art 71 Abs 1

Buchst a) ii) EWGV 1ü08/71 einschlägig ist. Danach er-

halten Grenzgänger bei Arbeitslosigkeit Leistungen nach

den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen

Gebiet sie wohnen, als ob während der letzten Beschäfti—

gung die Reohtsvorschriften dieses Mitgliedstaates für

sie gegolten hätten; diese Leistungen gewährt der Träger

des Wohnortes zu seinen Lasten. Demnach begründet diese

Vorschrift für den Kläger einen Anspruch gegen den bel-

gischen Träger auf Leistungen nach belgischem Recht. Es

fragt sich jedoch, ob dadurch die Anwendung des 5 100 AFG

ausgeschlossen werden i3t;

Seinem Wortlaut nach enthält Art 71 Abs 1 Buchst a) ii)

EWGV1u08/71 nur eine positive Aussage hinsichtlich der

Leistungserbringung durch den Träger des Wohnortsstaates.

AuSdrücklich wird jedenfalls nicht bestimmt; daß es sich

dabei um eine ausschließliche Zuständigkeits- und

Rechtsanwendungsregelung handeln soll. Allerdings ist der

EuGH - soweit ersichtlich - immer, wenn er
Sich mit

Art 71 Abs 1 Buchst a) ii) EWGV 1408/71 zu befassen
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hatte, vom Wortlaut dieser Vorschrift ausgegangen und hat

eine Wahlmöglichkeit des Arbeitslosen - anders als bei

Art 71 Abs 1 Buchst b) EWGV1N08/71 - bislang nicht in

Erwägung gezogen (3 zB EuGH SozR 6050 Art 68 Nr 1 : EuGHE

1980,535, 593; EuGHSozR6050Art 71 Nr 6 : EuGHE1982,
1991, 200"). Ähnlich verhält es sich mit Auffassungen im

Schrifttum (Hennig/Kühl/Heuer, aaO, Art 71 EWGV 1N08/71

AnmMb; Kühl, ABA 1972, 287, 288). ' ""

Nach Auffassung des Senats lassen sich aus der Systematik

der Regelungen des 6. Kapitels, Titel III, der EWGV

1Ä08/71 im allgemeinen und des Art 71 EWGV1M08/71 im

besonderen SchlußfOIgerungen für das hier zu entschei—

dende Problem ziehen. Auszugehen ist von dem in Art 67

Abs 3 EWGV1H08/71 aufgestellten Grundsatz, daß ein Ar—

beitsloser außer in Ausnahmefällen nur dann Leistungen

bei Arbeitslosigkeit beanspruchen kann, wenn er unmit-

telbar zuvor Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten

nach den Rechtsverschriften, nach denen die Leistungen

beantragt werden, zurückgelegt hat (EuGH SozR 6050 Art 71

Nr 2 : EuGHE 1977, 315, 32h). Der Arbeitslose hat mithin

nach Geméinschaftsrécht grundsätzlich keinen Anspruch auf

Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvor-

schriften eines anderen Mitgliedstaates als desjenigen‚

in dem er arbeitslos geworden ist (EuGHSozR 6050 Art “5

Nr 1 : EuGHE1975, 891, 898). Insoweit macht Art 71 Abs 1

EWGV 1M08/71 unter bestimmten
Voraussetzungen

eine Aus-

nahme, und zwar in Buchst a) ii) zugunsten der Grenz-
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gänger und in Buchst b) ii) zugunsten bestimmter Wander-

arbeitnehmer, die keine Gren2gänger sind (EuGH SozR 6050

Art 71 Nr 2 : EuGHE 1977, 315, 32h). Dieser Charakter des

Art 71 EWGV 1ß08/71 als Zugunstenregelung spricht ebenso

gegen die von der Beklagten vertretene Auslegung des

Art 71 Abs 1 Buchst a) 11) EWGV1u08/71 wie der UmStand,

daß Abs 2 dieser Vorschrift einen ausdrücklichen Aus;

schluß hinsichtlich nach inländischem Recht bestehender

Ansprüche regelt, ohne jedoch mögliche Ansprüche eines

Grenzgängers im BeschäftigungsStäat anzusprechen.

Andererseits läßt sich das von der Beklagten (in An-

lehnung an die Ausführungen der EG—Kommission in dem

schon erwähnten EuGH—Verfahren 106/82) vorgetragene Ar-

gument nicht ohne weiteres von der Hand weisen, der Ver-

ordnungsgeber habe GrenZgängern bewußt und aus guténv

Gründen im Gegensatz zu den Wanderarbeitnehhern'i$ von

Art 71 Abs 1 BuchSt b) Ewcv1u08/71 kein Wahlrecht hin-

sichtlich des Leistungsbezuges im Beschäftigungs— oder im

Wohnortsstaat einräümen wollen. Währendnach Art 71 Abs 1

Buchst a) i) und Buchst b) i) EWGV1ü08/71 beide Perso-

nengruppen bei Kuriarbéit oder sonstigem vorübergehenden

Arbeitsausfall in ihrem Unternehmen Leistungen von zu-

ständigen Träger des Beschäftigungsstaates erhalten, wird

diese Möglichkeit bei Vollarbeitslosigkeit nur den Wan-

derarbeitnehmern, die keine Grenzgänger sind, eingeräumt

(Art 71 Abs 1 Buchst b) i) EWGV 1N08/71).
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Es mag somit einige vertretbare Erwägungen dafür geben,

dem dargestellten Regelungszusämmehhang des Art 71 Abs 1

EWGV 1N08/71 für Grenzgänger im Falle von Vollarbeits—

losigkeit eine ausschließliche Zuüeisung an den Träger

des Wohnortes zu
entnehmen. Diese Beurteilung geht nach

Auffassung des Senats jedoch am eigentlichen Kern der "

Fragestellung vörbei. Sie übersieht nämlich den Unter-
Schied zwischen europarechtlich begründeten und inner—

staatlich begründeten Léistuhgsahsprücheh arbeitsloser

Grenzgänger. Auch wenn Art 71 Abs 1 Buchst &) ii) EWGV

1H08/71 dahin auszulegeh ist, daß Grenzgängern bei Voll-

arbeitslosigkeit durch diese Verordnung kein Wahlrecht

(entsprechend Art 71 Abs 1 Buchst b) EWGVwu08/71)

zwischen jeweils europarechtliéh begründeten Leistungen

des Beschäftigungsstaates und des wchnortsstaates zuge—

billigt werden let; so braucht dadurch ein Wahlrecht”

zwischendengemArt 71 Abs 1 Buchst3) ii) EWGV1u08/71
zu erbringenden Leistungen des Wohnortsstaates und Lei;

stungen, die sich aus dem nationalen Recht des Beschäf-

tigungsstaates (hier: & 100 AFG) ergeben, nicht zwingend

ausgeschlossen zu sein.

Vom Regelungsbedürfnis her könnte es dem Verordnungsgeber

nämlich nur darum gegangen sein, für Grenzgänger bei.

Völlärbeitslösigkeit keinen eigenStändigen europarecht-

lichen Lei$tungsanspruch gegen den Träger des Beschäfti-

gungsstaates zu begründen„ Er brauchte sich deshalb nicht

zugleich Gedanken über Ansprüche nach dem innerstaat-
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lichen Recht des Beschäftigungsstaates zu machen. Wenn

demArt 71 Abs 1 Buchst b) i) EWGV1u08/71 offenbar die
Annahme zugrundeliegt, daß selbét Wanderarbeitnehmer, die

nicht wie Grenzgänger häufiger in den Wohnortsstaat zu-

rückkehren, normalerweise nach dem Recht des Beschäf-

tigungsstaates wegen fehlenden Wohnörtes dort keine Lei-

stungen erhalten können, so dürfte der Verordnungsgeber

kaum damit gerechnet haben, daß ein echter Grenzgänger

derartige An3prüche nach dem innerstaatlichen Recht des

Beschäftigung33taates geltend machen könnte. Art 71 EWGV

1H08/71 geht vielmehr insgesamt davon aus, daß der Lei-

stungsanspruch nach nationalem Recht stets einen inlän—

dischen Wohnort während des LeiStungsbezuges voraussétzt

(Hennig/Kühl/Heuer, aaO, Art 71 EWGV1u08/71 Anm 2). Für

einen beSonderen Ausschluß der Anwendung des Rechts des

Beschäftigungsstaates auf arbeitslose Grenzgänger hatte

der Verordnungsgeber daher keine Veranlassüng. Trifft

dies zu, so kann man dem Art 71 Abs 1 Buchst a) ii) EWGV

1U08/71 nicht ohne weiteres die Bedeutung unterlegen, er

stehe etwaigen Leistungéansprüchen entgegen, die der ar-

beitslose Grenzgänger bereits nach innerstaatlichem Recht

gegen den zuständigen Träger des Beschäftigungsstaates

geltend machen kann;

Diese Auslegung folgt auch aus dem Sinn und Zweck der

EWGV 1H08/71 sowie der die Freizügigkeit der Arbeitnehmer

betreffenden Art “8 bis 51 des EWG—Vertrages. Diese Re-

gelungen sollen nämlich insgesamt einen arbeitsmarkt-
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politisch erwünschten grenzüberschreitenden Arbeits-

kräfteausgleich innerhalb der Gemeinschaft erleichtern,

im Bereich der sozialen Sicherheit insbesondere dadurch,

daß eine sozialrechtliche Benachteiligung
von Auslandsé

beschäftigungen vermieden wird. insoweit wird auf die

Ausführungen im Vorlagebeschluß des Senats vom 18. Fe-

bruar 1982 - 7 RAr 93/80 — in der Rechtssache 106/82

verwiesen.

Schließlich spricht auch die bisherige Recht3prechung des

EuGH zum Sinn und Zweck der EWGV 1M08/71 dafür, daß

Art 71 Abs 1 Buchst a) ii) EWGV
1M08/71 die Anwendung des

5 100 AFG unberührt läßt; So hat der Gerichtshof in

seiner Entscheidung vom 10. Januar 1980 - 69/79 - (SozR

6050 Art 19 Nr 2 = EuGHE1980, 75, 85 ff) ausgeführt:

"Die aufgrund des Art 51 des Vertrages erlassene Verord-

nung Nr 1M08/71 hat im wesentlichen zum Ziel, die ““

Anwendung der in den einzelnen Mitgliedstaaten für

Arbeitnehmer, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und

abwandern, geltenden Systeme der sozialen Sicherheit nach

einheitlichen und gemeinSchaftlichen Kriterien sicher-

zustellen. Zu diesem Zweck stellt sie eine Gesamtheit von

Vorschriften auf, die sich insbesondere auf das Verbot

der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder

des Aufenthaltsörtes sowie auf die Aufrechterhaltung der

Ansprüche gründen, die der Arbeitnehmer nach dem System

oder den Systemen der sozialen Sicherheit, die für ihn

gelten oder gegolten haben, erworben hat. Es hieße dem-
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nach, über dieses Ziel hinauszugehen und sich gleichzei-

tig außerhalb der Zweckbestimmung und des Rahmens des

genannten Art 51 zu stellen, legte man die Verordnung

Nr 1u08/71 so aus; daß sie innerstaatlichen Rechtsver—

schriften verbietet, dem Arbeitnehmer einen weitergehen-

den sozialen Schutz zu gewähren, als sich aus der Anwen-

dung dieser Verordnung ergibt." Ähnlich heißt es im Ur-

teil vom 23. März 1982 -
79/81

- (SozR 6050 Allg Nr 2 :
EuGHE 1982, 1063, 1677): "Zwar dürfen den Wanderarbeit-

nehmern nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs zum

Ausgleich für die Vörteile der sozialen Sicherheit, die

sie aufgrund der Gemeinschaftsverordnungen erwerben und

die sie ohne diese nicht erhalten könnten, Beschränkungen

auferlegt werden; das mit den Art "8 bis 51 EWG-Vertrag-

verfolgte Ziel würde jedoch verfehlt, wenn die Anwendung

dieser Verordnungen zum Wegfall oder zur Kürzung von So-

zialleistungen führen würde, die einem Arbeitnehmer

allein aufgrund der Rechts?orächriften eines Mitglied—

staats zustehen. Es würde nämlich den Zielen der Art H8

bis 51 EWG?Vertrag zuwiderlaufen, wenn VorsChriften,

durch die die Freizügigkeit der Wanderarbeitnehmer er—

leichtert werden soll, in Wirklichkeit dazu führen

würden, sie zu erschweren, indem den Betroffenen Vorteile

entzogen würden, in deren Genuß sie gekommen wären, wenn

diese Vorschriften des Vertrages und die vom Rat zu ihrer

Durchführung erlassenen Bestimmungen nicht existierten."

Selbst wenn man trotz alledem zu der Auffassung gelangen
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wollte, daß das Leistungsrecht des Beschäftigungsstaates

und die Zuständigkeit des dortigen Trägers bei Vollar-

beitslosigkeit eines Grenzgängers nach Art 71 Abs 1

Buchst a) ii) EWGV'1u08771ausgeschlossenist, bleibt die
Frage, ob dieser Gründsatz auch im vorliegendeanall

gilt. Wie bereits erörtert, handelt es sich beim Kläger

nämlich eher um einen uhtypischen Grenzgänger, da er mit

Rücksicht auf seine Staatsangehörigkeit sowie seine pri-

vaten und beruflichen ééziéhungen in besonderer weise mit

dem Beschäftigung33taat verbunden ist, im WohnortsStaat

dagegen nie gearbeitet hat und wohl nur sehr schwer eine

angemessene
BeSchäftigung

finden könnte. Daher erscheint

es unbillig, ihn auf die Arbeitslosmeldung und den Lei-

stungsbezug in Belgien zu verweisen, von Wo er sich

allenfalls in den verhältnismäßig engen Grenzen des

Art 69 EWGV1N08/71 ohne Leistungsverlust zur Arbeitsuche

in die Bundesrepublik Déut$chland begeben könnte. Dies

gilt um so mehr in einem Fall wie hier, in dem der Ar-

beitslose von seiner Sachgerechten Ihteréssenlage her

sich zur
Arbeitsuché in

dem früheren Beséhäftigungsstaat

aufhält, weil er nur dort eine Arbeit aufnehmen möchte,‘

er diese Absicht durch die äußere Gestaltung seiner Le-

bensverhältnisse objektiv belegt und sich insbesondere

ausschließlich - aber auchtatsächlich —der Ärbeitsüer-
mittlung des dort zuständigen Trägers zur Vérfügung

stellt. Der Senat nimmt inSoweit ausdrücklich auf die

Ausführungen in seinem Vorlagebeschluß vom 18. Februar

1982 — 7 RAr 93/80 — bezug, zu denen die EG-Kommission in
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dem Verfahren vor dem EuGH (Rechtssache 106/82) bereits

zustimmend Stellung genommen hat (Schriftsatz vom

25. Mai 1982, S 15 ff). Auf die insoweit überzeugenden

Darlegungen der EG—Kommission wird ebenfalls Bezug ge-

nommen .

Der von der Beklagten geltend gemachten Gefahr eines

Leistuhgsmißbrauchs sollte in diesem Zusammenhang keine

ausschlaggebende Bedeutung zukommen. Ihr wird das Ar—

beitSamtwregelmäß g durch entsprechende Anfragen bei dem
ausländischen Träger und sonStige Kbntrollmaßnahmen be-

gegnen können. Eine ungerechtfertigte Belastung der Be-

klagten ist jedenfalls nicht dadurch zu gewärtigen, daß

sie die ihr nach 5 100 AFG obliegenden Leistungen zu er-

bringen hat „_‚„ ib* “" ”"-‘ “' ” „" “ '

Als Alternative zu dem vorstehend erörterten Lösungsweg

stellt sich für den Senat die Frage; ob dem Kläger angesichts

seiner besonderen Umstände nicht bereits nach Europarecht ein

Leistungsanspruch zusteht. Insoweit könnte man daran denken,

den Art 71 Abs 1 Buchst b) i) EWGV1M08/71nach seinemSinn

und Zweck auch auf "atypische" Grenzgänger wie den Kläger

entsprechend anzuwenden. Eine derartige Auslegung könnte sich

besonders unter dem Gesichtspunkt anbieten, daß der Kläger in

ähnlicher Weise mit dem Beschäftigungsstaat verbunden ist wie

Wanderarbeitnehmer, die keine Grenzgänger sind.

Der Senat kommt somit zu dem Ergebnis, daß Art 71 Abs 1
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Buchst 8) ii) EWGV1Ä08/71 jedenfalls im vorliegenden Fall

einer Anwendung des 5 100 AFG nicht entgegensteht. Mög—

licherweise läßt
sich

ein Anspruch des Klägers Sogar aus

Art 71 Buchst b) i) EWGV1u08/71herleiteni Insoweit er-
scheint es'- wie in der Rechtssache 106/82

—
geboten, die

aufgetretenen Fragen gem Art 177 EWG—Vertrag dem EuGH zur

Vorabentscheidung vorzulegen, da sieh ihre Beantwortung nicht

zweifelsfrei aus dem Wortlaut der EWGV 1H08/71 oder der bis-

herigen Rechtsprechung deleuGü ergibt.

Von ihrer Beantwortung hängt die Entscheidung des Senats in

dem anhängigen Rechtsstreit ab.
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